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Drucksache IV/ 3186 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Weinwirtschaft 

— Drucksache lV/2813 — 


A. Bericht des Abgeordneten Gibbert 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
151. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. De- 
zember 1964 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend und an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord- 
nung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seinen Sitzungen am 21. Januar und 
25. Februar 1965 das Anderungsgesetz beraten. Da- 
bei wurde vom Ausschuß die Notwendigkeit aner- 
kannt, 

1. das Weinwirtschaftsgesetz an die Regelungen 
der EWG über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Wein {Weinbaukataster, Ernte- und 
Bestandsmeldungen, Auskunftspflicht) anzupas- 
sen; 

2. zur Verhütung einer Verringerung der Qualität 
deutscher Weine die Strafen für illegalen Reben- 


anbau zu erhöhen, die Verjährungsfristen zu 
verlängern und die Bestimmung über den Ver- 
waltungszwang in das Gesetz aufzunehmen; 

3. zur finanziellen Entlastung Kleinstbetriebe bis 
zu 5 ar von der Beitragszahlung zum Stabili- 
sierungsfonds zu befreien und 

4. eine Änderung hinsichtlich der Besetzung des 
Vorstandes des Stabilisierungsfonds vorzuneh- 
men. 

Der Ausschuß hat daher einstimmig beschlossen, 
dem Bundestag zu empfehlen, das Gesetz in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß wird zu den finanziellen 
Fragen des Gesetzes einen eigenen Bericht vor- 
legen. 


Bonn, den 11. März 1965 


Gibbert 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2813 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. März 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Gibbert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Weinwirtschaft 
— Drucksache IV/2813 — 

mit den Beschlüssen des Aussschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Weinwirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Weinwirtschaft vom 29. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1622) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält den Zusatz „(Weinwirt- 
^ Schaftsgesetz)". 

2. § 1 erhält folgenden Absatz 5: 

♦ 

„(5) Die zuständige Behörde kann anordnen, 
daß Weinreben, die ohne die erforderliche Ge- 
nehmigung angepflanzt worden sind, zu entfer- 
nen sind." 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Weinbaukataster 
Ernte- und Bestandsmeldungen 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) erläßt im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirt- 
schaft und der Finanzen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die erforder- 
lichen Bestimmungen zur Durchführung der Ar- 
tikel 1 und 2 der Verordnung Nr. 24 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Weinwirtschaft 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Weinwirtschaft vom 29. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1622) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

,.§ 3 

Weinbaukataster 
Ernte- und Bestandsmeldungen 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (Bundesminister) erläßt im 
Einvernehmen mit denBundesministern für Wirt- 
schaft und der Finanzen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die erforder- 
lichen Bestimmungen zur Durchführung der Ar- 
tikel 1 und 2 der Verordnung Nr. 24 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
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Entwurf 

Marktorganisation für Wein vom 4. April 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1962 S. 989) und der zu diesen Artikeln vom Rat 
oder der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erlassenen Verordnungen, 
Entscheidungen oder Richtlinien; dabei kann er 
die zuständigen Behörden bestimmen, ln die 
Regelung können Weinbaubetriebe aller Art ein- 
bezogen werden." 

4. § 4 wird gestrichen. 

♦ 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 6 

Auskunftspflicht 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann zur Durchführung der Aufgaben, die ihr 
nach diesem Gesetz, den auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Rechtsverordnungen und den 
vom Rat oder der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen Bestimmun- 
gen über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Wein obliegen, von Per- 
sonen und nichtrechtsfähigen Personenvereini- 
gungen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Perso- 
nen sind befugt, Grundstücke und Geschäfts- 
räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort 
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 
Proben zu entnehmen und in die geschäftlichen 
Unterlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht zu 
nehmen. Bei juristischen Personen und nicht- 
rechtsfähigen Personenvereinigungen haben die 
nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag 
zur Vertretung berufenen Personen die verlang- 
ten Auskünfte zu erteilen und Maßnahmen nach 
Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil- 
prozeßordnung bezcichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Die nach Absatz 1 und 2 erlangten Kennt- 
nisse und Unterlagen dürfen nicht für ein Be- 
steuerungsverfahren oder ein Steuerstrafverfah- 
ren verwendet werden. Die Vorschriften der 
§§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des § 189 der Reichs- 
abgabenordnung über Beistands- und Anzeige- 
pflichten gegenüber den Finanzämtern gelten in- 
soweit nicht." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Marktorganisation für Wein vom 4. April 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1962 S. 989) und der zu diesen Artikeln vom Rat 
oder der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erlassenen Verordnungen, 
Entscheidungen oder Richtlinien. In die Rege- 
lung können Weinbaubetriebe aller Art einbe- 
zogen werden ." 


4. unverändert 


5. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


6. § 7 erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

♦ 

„§ 7 

Verwendung von Einzelangaben 

Die erhebenden Behörden sind berechtigt, Ein- 
zelangaben in Erklärungen, die nach den Durch- 
führungsvorschriften zu Artikel 1 der Verord- 
nung Nr. 24 des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft abzugeben sind, an die zu- 
ständigen Bundes- und Landesbehörden für be- 
hördliche Maßnahmen zur Durchführung der ge- 
meinsamen Marktorganisation für Wein der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Anbauregelung nach den §§ 1 und 2 dieses Ge- 
setzes weiterzuleiten." 


6a. § 11 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Der Vorstand besteht aus höchstens vier Per- 
sonen, davon höchstens aus zwei hauptamtlichen 
Mitgliedern." 

7. § 16 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 7. unverändert 

♦ 

„Der Stabilisierungsfonds erhebt zur Beschaf- 
fung der für die Durchführung seiner Aufgaben 
erforderlichen Mittel von den Eigentümern oder 
Nutzungsberechtigten eine jährliche Abgabe von 
0,50 Deutsche Mark je Ar der Weinbergsfläche, 
sofern diese mehr als 5 Ar umfaßt." 


8. § 17 erhält folgende Fassung; 8. unverändert 

♦ 

„§ 17 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die 
nach § 1 Abs. 1 erforderliche Genehmigung Wein- 
reben anpflanzt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 2 der Verordnung 
Nr. 24 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 4. April 
1962 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 989), Artikel 2 bis 6 der 
Verordnung Nr. 134 der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vom 25. Oktober 1962 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 2604) oder einer Vorschrift einer 
nach § 3 dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist, die Erzeugung 
oder die Bestände von Trauben, Trau- 
benmost oder Wein nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
meldet, 

2. entgegen Artikel 1 bis 4 der Verord- 
nung Nr. 143 der Kommission der 
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Entwurf Beschlüssedesl9. Ausschusses 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 23. November 1962 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 2789), 
geändert durch die Verordnung Nr. 

26/64/EWG der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
28. Februar 1964 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 753/64) 
oder einer Vorschrift einer nach § 3 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnung, soweit sie für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist, eine Erklärung über 
den Rebbaubetrieb nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
abgibt. 

3. entgegen § 6 Abs. 1 Auskünfte nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder 

4. entgegen § 6 Abs. 2 die Duldung von 
Prüfungen oder Besichtigungen, die 
Einsicht in geschäftliche Unterlagen 
oder die Entnahme von Proben ver- 
weigert. 

(3) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz J 
kann mit einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche 
Mark, eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 
kann, wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 1000 Deutsche Mark, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 500 Deutsche Mark geahndet werden. 

(4) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkei- 
ten im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei 
Jahren." 

9. § 18 erhält folgende Fassung; 9. unverändert 

♦ 

„§ 18 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
in seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Be- 
auftragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Verwaltungsbehörde bekannt- 
geworden ist, unbefugt offenbart, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einen anderen zu berei- 
chern oder einen anderen zu schädigen, so ist 
die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben 
kann auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso 
wird bestraft, wer ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheim- 
nis, das ihm unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwer- 
tet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletz- 
ten verfolgt." 
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Entwurf 
Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Ar- 
tikel 1 Nr. 7 am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Erste Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Weinwirtschaft vom 27. Juli 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 527) außer Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Arti- 
kel 1 Nr. 6 a und 7 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Erste Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Weinwirtschaft vom 27. Juli 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 527) außer Kraft. 


(2) Artikel 1 Nr. 7 tritt am 1. Januar 1965 in Kraft. (2) Artikel 1 Nr. 6 a tritt am 1. Januar 1966 in 

Kraft. Artikel 1 Nr. 7 tritt am 1. Januar 1965 in 
Kraft. 
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